
Erklärung zu den Geschehnissen der Verhandlung am 29.8.2008 
 
 
Der Richter Oehm hat am heutigen Tag in meine Richtung eine Drohung ausgesprochen, in der er 
Ordnungsmaßnahmen bis zum Ausschluss von der Verhandlung angedroht hat. Als Begründung stellte er 
die Behauptung auf, dass ich mich in dem vorangegangenen Hauptverhandlungstermin ungebührlich 
verhalten hätte. Damit gemeint war ein Satz von mir, der lautete: "Hören Sie auf mit ihren 
kinderfeindlichen Sprüchen". Dieser Satz stellt keine Ungebühr dar, weil er schlicht Tatsachen beschreibt. 
Es ist keine Ungebühr, ein unglaubliches Verhalten eines Richters zu rügen. Vielmehr ist es Recht, wenn 
nicht gar Pflicht der Verfahrensbeteiligten, eine ordnungsgemäße Verhandlung zu ermöglichen. Diese ist 
seit Ende des ersten Verhandlungstages durch das Verhalten des Richters, nach kurzer Zeit in dieser 
Frage assistiert von einer starken Unterwürfigkeit gegenüber einem wichtigen Richter zeigenden 
Staatsanwältig, nicht mehr möglich. Die Gründe für diese Blockade der Verhandlung sind ... 
 

1. die Untersagung eindeutig zum Thema der Verhandlung zugehöriger Fragen bei der Vernehmung 
von ZeugInnen 

 
2. eine gar nicht mehr in Worte zu fassende Aversion gegen alle Menschen, die auch nur einen 

Hauch von Ablehnung der richterlichen Meinung zeigen. In dieser Hauptverhandlung ist bereits 
Kopfschütteln und ein Tuch vor dem Mund als Ungebühr bezeichnet worden. 

 
 
Ich lege Wert auf die Feststellung, dass es der Richter selbst war, der (durchaus auf Gegenseitigkeit) 
zunächst auch mir eine faire Verhandlungsführung bescheinigt hat. Ich habe dieses Verhalten nicht 
geändert. 
Was sich geändert hat, ist dass der Richter fraglos erkannt hat, dass die Vernehmungen in diesem 
Prozess den herrschenden Eliten unangenehm sind. Dass der Richter hier fast alle relevanten Fragen 
zum Gegenstand des Prozesses verboten hat und nun auch noch Kritik daran mit Ausschluss bedroht, hat 
sichtbar den Grund, dass er eine Sachaufklärung nicht will, sondern die Machenschaften der Universität in 
Hinblick auf die riskante Gentechnik decken will. 
 
Ich widerspreche, dass ich ungebührliches Verhalten gezeigt habe. Der Richter hat sechs Tage 
gebraucht, um sich diesen Vorwurf zu überlegen. 
 
Wir haben hier bereits einen sogenannten Beauftragten für Biologische Sicherheit erlebt für einen 
Gengerstenversuch, der in der Vernehmung ausgesagt hat, dass er von Gerste keine Ahnung hat. Wir 
haben einen Staatsschützer erlebt, der in der Verhandlung in einem wichtigen Punkt gelogen hat. 
All das bleibt sanktionslos. Aber völlig ohne jegliches Augenmaß werden selbst Körperbewegungen 
abgestraft, nur weil der Richter in einer gottähnlichen Position verharren will, in dem er Kritik als eine Art 
Richterlästerung hart bestraft. 
 
Es spricht alles dafür, dass hier ein abgekartetes Spiel gefahren wird. Die Universität Gießen hält ihren 
Strafantrag aufrecht und wird als Gegenleistung vom Richter davor beschützt, unangenehme Fragen 
gestellt zu bekommen. Wenn nun der Ausschluss derer aus dem Saal vollzogen werden soll, die fraglos - 
und das weiß auch der Richter - in der Lage sind, die üblen Machenschaften der Uni-Gentechniker zu 
entlarven, dann dient das genau dem: Es soll vertuscht, verschwiegen und damit natürlich auch Recht 
gebeugt werden. 
 
 
Bevor ich entfernt werde, will ich noch ein paar Stimmen zum Thema zitieren: 
 
Micha Grolm, Imker und Feldbefreier 
Wir sind selbst Landwirte und diskutieren auch mit den Kollegen, die manipuliertes Saatgut ausbringen. 
Der Agrarunternehmer, dessen Maispflanzen wir im letzten Jahr ausgerissen haben, meinte, er habe nun 
mal eine Genehmigung für den Anbau seiner manipulierten Pflanzen und alles andere sei nicht sein 
Problem. Das bedeutet, wir müssen einen anderen Weg gehen. Entscheidend ist die Politik. Wenn bei 
den kommenden Feldbefreiungen 500 bis 1.000 Menschen auf den Acker gehen, können die 
Volksvertreter den Protest der Bürgerinnen und Bürger nicht länger totschweigen. 
 
 



Kathrin Henneberger, Sprecherin der GRÜNEN JUGEND 
Solange kein Verbot von Gentechnik existiert, ist es legitim, sich gegen die Aussaat von gentechnisch 
veränderten Organismen (GVO) durch zivilen Ungehorsam zu wehren. Den Erfolg dieses 
zivilgesellschaftlichen Widerstands haben die jüngsten Feldbesetzungen gezeigt. Die GRÜNE JUGEND 
lehnt gentechnisch veränderte Organismen (GVO) für die Forst- und Landwirtschaft ab. Einmal in die 
Natur gelassen, ist die Gentechnik nicht rückholbar. Die effektivsten Haftungs- und Abstandsrichtlinien 
werden dies nicht verhindern. Mit Hilfe des Patentschutzes können internationale Saatgutfirmen, wie 
Monsanto die LandwirtInnen von ihnen abhängig machen und damit kontrollieren, was auf unseren Tellern 
landet. 
 
 
Hessische Landesregierung im Jahr 1995 
An allen wichtigen Grundnahrungsmitteln wie Mais, Reis oder Kartoffeln sowie an vielen Gemüse- und 
Obstpflanzen werden gentechnische Manipulationen versucht bzw. sind bereits vorgenommen worden. 
Lange Zeit warben die Befürworter der Gentechnik damit, daß der weltweite intensive Anbau transgener 
Kulturpflanzen die beste Möglichkeit sei, die Versorgung der Weltbevölkerung mit Nahrung zu 
gewährleisten. So auch die "Pro Gentechnik"-Initiative 1992, die eine Lockerung der Auflagen und 
Vorsichtsmaßnahmen bei Freisetzungen erreichen will. Schon heute zeichnet sich jedoch ab, daß sich 
Länder der sogenannten Dritten Welt, in denen die Versorgungslage besonders dramatisch ist, die High-
Tech-Pflanzen und -tiere nicht leisten können ... 
Obwohl selbst Industrievertreter mittlerweile einräumen, daß die Gentechnik bei der Bekämpfung des 
Welthungers eine vernachlässigbare Rolle spielt, haben die großen Chemie- und Petrokonzerne viele 
mittelständische Saatgutunternehmen aufgekauft: Mehr als 90 % der Saatgutfirmen sind bereits in ihrer 
Hand. Das Marktinteresse konzentriert sich hierbei auf die Entwicklung von Kulturpflanzen, die z.B. gegen 
firmeneigene Pflanzen"schutz"mittel (Herbizide) resistent gemacht wurden. 
 
 
Und noch ein anderes Zitat - von jemanden, der sicherlich ganz weit auf der anderen Seite steht, nämlich 
der Wirtschaftsjurist Marco Becht am 28.7.2008 bei Spiegel Online zum Siemens-Schmiergeld-Skandal: 
Wenn normalerweise rational handelnde Leute systematisch gegen die Spielregeln verstoßen und dabei 
ein hohes Risiko eingehen, ist das eher ein Zeichen für Systemversagen als ein Anzeichen des 
allgemeinen moralischen Verfalls. 
 
 
 
Ich habe selbst zu Feldbefreiungen bereits einmal geschrieben: 
 
Gentechnik ist eine Technologie, die aus dem Interesse an Profit und Kontrolle heraus vorangetrieben 
wird. Geforscht wird an Kombinationsmöglichkeiten mit profitablen Spritzmitteln oder am sog. Terminator-
Gen, das verhindert, dass LandwirtInnen das Saatgut selbst weitervermehren können. Solche Techniken 
dienen nicht den Menschen, sondern Konzerninteressen. Es gibt keinen Grund, die „Biosicherheit“ solcher 
Genmanipulationen zu erforschen, weil die ganze Technologie bei solchem Vorzeichen dem Leben und 
den Menschen nicht hilft. Doch obwohl das so ist, wird sie mit den Mitteln des autoritären Staats 
durchgesetzt: Sofortvollzug und Polizeibewachung. Wo aber das Leben und die Selbstbestimmung der 
Menschen unter die Interessen von Profit und Macht gestellt werden, da ist es wichtig, aufzustehen und 
„Nein“ zu sagen! Und nicht nur das: Auch das „Nein!“ zu einer Praxis des Lebens zu machen – einem 
Leben jenseits von Anpassung, Ducken und Gleichgültigkeit. Meinen Kopf und meine Hände habt Ihr 
noch nicht unter Kontrolle – Ihr könnt ihn nur einsperren! 
J., Feldbefreier aus Hessen 
 

Heute würde ich den letzten Satz verändern: 
Meinen Kopf und meine Hände habt Ihr noch nicht unter Kontrolle – Ihr könnt ihn nur aussperren! 

 
Es lebe die Idee der Feldbefreiung, der Feldbesetzung, der Gegensaaten und das ungebührliche 

Verhalten! 
 
Jörg Bergstedt, 4.9.2008 
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